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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
1.1 Allgemeiner Kontext

Der Wirtschaft der Union gehen zurzeit betrachtliche Mengen potenzieller Sekundarrohstoffe
verloren, die sich in Abfallstromen befinden. Im Jahr 2013 fielen in der EU insgesamt rund
2,5 Mrd. Tonnen Abfalle an, von denen 1,6 Mrd. Tonnen nicht wiederverwendet oder recycelt
wurden und somit der europdischen Wirtschaft verloren gingen. Nach Schétzungen hatten
weitere 600 Mio. Tonnen recycelt oder wiederverwendet werden kdnnen. Von den in der
Union angefallenen Siedlungsabfallen beispielsweise wurde nur ein begrenzter Anteil (43 %)
recycelt, der Rest wurde auf Deponien abgelagert (31 %) oder verbrannt (26 %). Die Union
verpasst so wichtige Gelegenheiten, ihre Ressourceneffizienz zu verbessern und eine starker
kreislauforientierte Wirtschaft zu schaffen.

Bei der Abfallbewirtschaftung sind in der Union zudem grof’e Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten zu verzeichnen. Wéahrend im Jahr 2011 in sechs Mitgliedstaaten weniger als
3 % des Siedlungsabfalls in Deponien verbracht wurde, waren es 18 Mitgliedstaaten mehr als
50 %, in einigen sogar Uber 90 %. Diese Disparitdten missen dringend beseitigt werden.

Die Vorschlage zur Anderung der Richtlinie 2008/98/EG Uber Abfille', der Richtlinie
94/62/EG iiber Verpackungen und Verpackungsabfalle?, der Richtlinie 1999/31/EG (iber
Abfalldeponien®, der Richtlinie 2000/53/EG iiber Altfahrzeuge®, der Richtlinie 2006/66/EG
iiber Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren® und der
Richtlinie 2012/19/EU iiber Elektro- und Elektronik-Altgerate® sind Teil eines Pakets zur
Kreislaufwirtschaft, das auch eine Mitteilung der Kommission mit dem Titel ,,Den Kreislauf
schlieen — Ein Aktionsplan der EU fiir die Kreislaufwirtschaft*.

1.2 Grunde und Ziele des Vorschlags

Jungste Trends deuten darauf hin, dass die Ressourceneffizienz noch weiter verbessert werden
kann und dass sie groRen wirtschaftlichen, 6kologischen und sozialen Nutzen mit sich bringen
kann. Die Nutzung von Abféllen als Ressource ist ein wesentlicher Schritt auf dem Weg zu
einer verbesserten Ressourceneffizienz und um den wirtschaftlichen Kreislauf zu schlieRRen.

Die rechtsverbindlichen Zielvorgaben im Abfallrecht der EU waren wichtige Triebfedern fur
die Verbesserung der Abfallbewirtschaftungspraktiken, die Anregung von Innovationen im
Recyclingsektor, die Begrenzung der Deponierung und die Schaffung von Anreizen zur
Anderung des Verbraucherverhaltens. Die Weiterentwicklung der Abfallpolitik kann

! Richtlinie 2008/98/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 (iber
Abfélle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABI. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

Richtlinie 94/62/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 (ber
Verpackungen und Verpackungsabfélle (ABI. L 365 vom 31.12.1994, S. 10).

3 Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 tiber Abfalldeponien (ABI. L 182 vom 16.7.1999,
S. 1).

4 Richtlinie 2000/53/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 (ber
Altfahrzeuge (ABI. L 269 vom 21.10.2000, S. 34).

s Richtlinie 2006/66/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 Uber

Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren und zur Aufhebung der
Richtlinie 91/157/EWG (ABI. L 266 vom 26.9.2006, S. 1).

6 Richtlinie 2012/19/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 {iber Elektro- und
Elektronik-Altgeréate (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 38).
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erhebliche Vorteile mit sich bringen: nachhaltiges Wachstum und Schaffung von
Arbeitsplatzen, weniger Treibhausgasemissionen, direkte Einsparungen dank besserer
Abfallbewirtschaftungspraktiken sowie eine bessere Umwelt.

Mit dem Vorschlag zur Anderung der Richtlinie 2008/98/EG wird der Verpflichtung zur
Uberpriifung der Abfallbewirtschaftungsziele dieser Richtlinie nachgekommen. Die
Vorschlage, die Teil des Pakets zur Kreislaufwirtschaft sind und die sechs obengenannten
Richtlinien &ndern, stitzen sich zum Teil auf den Vorschlag, den die Kommission im Juli
2014 vorgelegt und im Februar 2015 wieder zurlickgezogen hatte. Sie stehen im Einklang mit
den Zielen des Fahrplans fiir ein ressourcenschonendes Europa’ und des
7. Umweltaktionsprogramms®, zu denen die vollstandige Umsetzung der Abfallhierarchie® in
allen  Mitgliedstaaten, die Senkung des Pro-Kopf-Abfallaufkommens und des
Abfallaufkommens in absoluten Werten, die Gewadhrleistung eines Recyclings von hoher
Qualitat sowie die Verwendung recycelter Abfélle als wichtige und zuverlassige
Rohstoffquelle der Union gehoren. Sie tragen auch zur Durchfihrung der EU-
Rohstoffinitiative'® und gehen auf die Notwendigkeit ein, Lebensmittelverschwendung zu
vermeiden. Darlber hinaus vereinfachen diese Vorschldge die in allen sechs Richtlinien
enthaltenen Berichtspflichten.

2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE
UND DER FOLGENABSCHATZUNG
2.1 Studien

In den Vorschldgen und der beigefiigten Folgenabschétzung werden die technologischen,
soziobkonomischen und Kosten-Nutzen-Aspekte der Durchfiihrung und Weiterentwicklung
des EU-Abfallrechts bewertet. In einer Ergdnzung zur Folgenabschatzung wurden die
potenziellen Auswirkungen zusatzlicher Varianten der wichtigsten in der Folgenabschatzung
definierten Politikoptionen analysiert.

2.2 Interne Konsultation

Innerhalb der Kommission wurde die Ausarbeitung der Legislativvorschldge von einer

Lenkungsgruppe ,.Folgenabschitzung* aus verschiedenen Dienststellen der Kommission (SG,
ECFIN, GROW, CLIMA, JRC und ESTAT) begleitet.

2.3 Externe Konsultation

Die Kommission stellte eine vorlaufige Liste der zu behandelnden Fragen auf; im Februar
2013 wurden die ersten Gesprache mit den wichtigsten Interessentrdgern gefiihrt. Im Juni
2013 wurde im Einklang mit den Mindeststandards fir die Konsultation eine offentliche
Online-Konsultation eingeleitet, die im September 2013 abgeschlossen wurde. Dabei gingen
670 Antworten ein, die das starke Offentliche Problembewusstsein  fur die
Abfallbewirtschaftung in der EU und die hohen Erwartungen an ein Tatigwerden der EU auf
diesem Gebiet widerspiegeln. Eine spezielle Konsultation der Mitgliedstaaten fand zwischen

! KOM(2011) 571.

8 Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 tber
ein allgemeines Umweltaktionsprogramm der Union fiir die Zeit bis 2020 ,,Gut leben innerhalb der
Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten” (ABI. L 354 vom 28.12.2013, S. 171).

In der Abfallhierarchie steht die Vermeidung an erster Stelle, gefolgt von Wiederverwendung und
Recycling vor energetischer Verwertung und Beseitigung, zu der die Ablagerung auf Deponien und die
Verbrennung ohne energetische Verwertung gehdren.

10 KOM(2008) 699 und COM(2014) 297.
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Juni und September 2015 statt, desgleichen eine umfassendere Konsultation zur
Kreislaufwirtschaft.

2.4 Folgenabschatzung

Zusammen mit dem im Juli 2014 angenommenen Vorschlag® wurden eine
Folgenabschatzung und eine Zusammenfassung verdffentlicht. In der Folgenabschétzung, die
nach wie vor die wichtigste analytische Grundlage fiir die Uberarbeiteten Legislativvorschlége
ist, werden die wichtigsten 6kologischen, sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der
einzelnen Politikoptionen zur Verbesserung der Abfallbewirtschaftung in der EU bewertet. Es
werden Ziele mit unterschiedlich hohen Ambitionen geprift und mit einem Baseline-Szenario
verglichen, um festzustellen, welche Instrumente und Ziele maximalen Nutzen zu minimalen
Kosten versprechen.

Der Ausschuss fir Folgenabschatzung der Kommission gab am 8. April 2014 eine
befurwortende Stellungnahme zu der Folgenabschatzung ab und formulierte eine Reihe von
Empfehlungen zur Feinabstimmung des Berichts. Er forderte, die Problemstellung und die
Notwendigkeit neuer mittelfristiger Ziele genauer zu prézisieren, die Argumente fir ein
Deponieverbot unter dem Gesichtspunkt der Subsidiaritat und der Verhaltnisméligkeit sowie
fur einheitliche Ziele in allen Mitgliedstaaten besser zu untermauern und genauer zu erldutern,
wie die unterschiedlichen Abfallbewirtschaftungsleistungen der Mitgliedstaaten in dem
Vorschlag berucksichtigt werden.

Die Folgenabschatzung ergab, dass eine Kombination von Optionen die folgenden Vorteile
hat:

— Verringerung der Verwaltungslasten insbesondere fir kleine Betriebe oder
Unternehmen, Vereinfachung und bessere Umsetzung, auch durch Festsetzung von
dem Zweck angemessenen Zielen (fit for purpose);

- Schaffung von Arbeitsplatzen: bis 2035 konnten mehr als 170 000 direkte
Arbeitsplatze geschaffen werden, von denen die meisten nicht aus der EU
ausgelagert werden konnten;

- Senkung der Treibhausgasemissionen: von 2015 bis 2035 konnten etwa
600 Mio. Tonnen Treibhausgase eingespart werden;

- positive Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit der Abfallbewirtschaftungs-
und der Recyclingbranche in der EU sowie auf das verarbeitende Gewerbe (bessere
Regelungen fir die erweiterte Herstellerverantwortung, sichererer Zugang zu
Rohstoffen);

- geringere Abhadngigkeit der EU von Rohstoffeinfuhren dank Rickfihrung von
Sekundarrohstoffen in die EU-Wirtschaft.

Zusammen mit dem Legislativvorschlag wurde ein die Folgenabschéatzung erganzender
Analysevermerk erstellt. In diesem Vermerk wurde eine Reihe von zuséatzlichen Optionen und
Varianten analysiert, um die unterschiedlichen Ausgangspositionen der einzelnen
Mitgliedstaaten besser zu berucksichtigen.

3. RECHTLICHE ASPEKTE
3.1 Zusammenfassung der vorgeschlagenen Mal3nahme
Die wichtigsten Elemente der Vorschlage zur Anderung des EU-Abfallrechts:

1 COM(2014) 397.
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- Angleichung von Begriffsbestimmungen;

- Anhebung der Zielvorgaben fiir die Vorbereitung zur Wiederverwendung und fir das
Recycling von Siedlungsabféllen auf 65 % bis 2030;

- Anhebung der Zielvorgaben fiir die Vorbereitung zur Wiederverwendung und fur das
Recycling von Verpackungsabféllen und Vereinfachung des Zielpakets;

— schrittweise Begrenzung der Deponierung von Siedlungsabfallen auf 10 % bis 2030;

— stéarkere Harmonisierung und Vereinfachung des Rechtsrahmens fiir Nebenprodukte
und das Ende der Abfalleigenschaft;

— neue MaRnahmen zur Forderung der Vermeidung von Abféllen, einschliellich
Lebensmittelabfallen, und der Wiederverwendung;

— Einfiihrung von Mindestanforderungen fur die erweiterte Herstellerverantwortung;

— Einfuhrung eines Frihwarnsystems zur Uberwachung der Einhaltung der
Recyclingziele;

— Vereinfachung und Rationalisierung von Berichtspflichten;

— Anpassung an die Artikel 290 und 291 AEUV uber delegierte Rechtsakte und
Durchflihrungsrechtsakte.

3.2 Rechtsgrundlage und Grundlage fir das Tatigwerden der EU

Mit den Vorschldgen werden sechs Richtlinien geédndert, die die Bewirtschaftung
unterschiedlicher Abfallarten betreffen. Die Vorschlage zur Anderung der Richtlinie
2008/98/EG, der Richtlinie 1999/31/EG, der Richtlinie 2000/53/EG, der Richtlinie
2006/66/EG und der Richtlinie 2012/19/EU beruhen auf Artikel 192 Absatz1 AEUV,
wahrend sich der Vorschlag zur Anderung der Richtlinie 94/62/EG auf Artikel 114 AEUV
stutzt.

In Artikel 11 Absatz2 der Richtlinie 2008/98/EG wird fir die Vorbereitung zur
Wiederverwendung und das Recycling von Haushalts- und &hnlichen Abféllen eine
Zielvorgabe von 50 % und fur die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling und
die sonstige stoffliche Verwertung nicht gefdhrlicher Bau- und Abbruchabfélle eine
Zielvorgabe von 70 % bis 2020 festgesetzt. GemalRl Artikel 11 Absatz 4 musste die
Kommission unter Berlicksichtigung der 0©kologischen, wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen der Festlegung der Zielvorgaben bis spatestens 31. Dezember 2014 diese
Vorgaben tberpriifen, um sie notigenfalls zu erhdhen und die Festlegung von Zielvorgaben
fur weitere Abfallstrome in Betracht zu ziehen. Gemé&R Artikel 9 Buchstabe ¢ musste die
Kommission bis Ende 2014 Zielvorgaben fir die Abfallvermeidung und Entkopplung vom
Wirtschaftswachstum auf der Grundlage bewahrter verfligbarer Verfahren festlegen, die bis
2020 zu erreichen sind, und, falls notwendig, die in Artikel 29 Absatz 4 genannten
Indikatoren Uberpriifen. GemaR Artikel 37 Absatz 4 schlieflich musste die Kommission im
ersten Bericht, der bis zum 12. Dezember 2014 zu erstellen war, mehrere Malinahmen
Uberprifen, darunter die Programme fur die Herstellerverantwortung bei bestimmten
Abfallstromen, sowie Zielvorgaben, Indikatoren und MalRnahmen auf den Gebieten Recycling
sowie stoffliche und energetische Verwertung, die dazu beitragen konnen, die in den
Artikeln 1 und 4 genannten Ziele wirkungsvoller zu erreichen.

In Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 1999/31/EG werden flr die Verringerung der zu
deponierenden Mengen biologisch abbaubarer Siedlungsabfélle drei Ziele festgelegt und wird
die Deponierung bestimmter Abfalle verboten. Die Mitgliedstaaten miissen das letzte Ziel fur
die Verringerung der zu deponierenden Mengen biologisch abbaubarer Siedlungsabfalle bis
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zum 16. Juli 2016 erreichen. Gemaly Artikel 5 Absatz 2 wird das Ziel bis zum 16. Juli 2014
unter Beriicksichtigung der praktischen Erfahrungen der Mitgliedstaaten bei der Verfolgung
der beiden vorangegangenen Ziele Gberpruft und gegebenenfalls bestétigt oder gedndert, um
ein hohes MaR an Umweltschutz zu gewahrleisten.

In Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 94/62/EG werden Zielvorgaben flr die Verwertung und
die stoffliche Verwertung von Verpackungsabfall festgelegt, die nach Artikel 6 Absatz 5 alle
finf Jahre auf der Grundlage der praktischen Erfahrungen in den Mitgliedstaaten und der
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung und der Evaluierungstechniken wie etwa
Lebenszyklusanalysen und Kosten-Nutzen-Analysen neu festgelegt werden.

3.3 Subsidiaritatsprinzip und Grundsatz der Verhaltnismafiigkeit

Die Vorschlage stehen im Einklang mit dem Subsidiaritatsprinzip und dem Grundsatz der
VerhéltnisméaRigkeit, die in Artikel 5 des Vertrags tber die Europdische Union verankert sind.
Sie beschranken sich auf die Anderung der genannten Richtlinien, indem ein Rahmen firr die
Festlegung gemeinsamer Ziele geschaffen wird, und stellen es den Mitgliedstaaten frei, sich
fur spezifische Umsetzungsmethoden zu entscheiden.

3.4 Erlauternde Dokumente

Die Kommission halt Dokumente zur Erlauterung der von den Mitgliedstaaten zur Umsetzung
der Richtlinien getroffenen Malinahmen fiir erforderlich, um die Qualitat der Informationen
Uber die Umsetzung der Richtlinien zu verbessern.

Das Abfallrecht wird in den Mitgliedstaaten oft stark dezentralisiert - je nach
Verwaltungsstruktur eines Mitgliedstaats auf regionaler oder lokaler Ebene — und durch
zahlreiche Rechtsakte umgesetzt. Daher mussen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der
geénderten Richtlinien moglicherweise viele unterschiedliche Rechtsakte auf nationaler,
regionaler oder lokaler Ebene &ndern.

Die Vorschlage dienen der Anderung von sechs verschiedenen Abfallrichtlinien und wirken
sich auf eine Vielzahl rechtlich bindender Verpflichtungen aus, einschlielich einer
umfassenden Anderung der in der Richtlinie 2008/98/EG, der Richtlinie 1999/31/EG und der
Richtlinie 94/62/EG enthaltenen Zielvorgaben sowie eine Vereinfachung der Richtlinie
2000/53/EG, der Richtlinie 2006/66/EG und der Richtlinie 2012/19/EU. Es handelt sich um
eine komplexe Uberarbeitung des Abfallrechts, die eine ganze Reihe nationaler
Rechtsvorschriften betreffen kann.

Die Uberarbeiteten Ziele fur die Abfallbewirtschaftung in den gednderten Richtlinien sind
miteinander verzahnt und sollten sorgféltig in nationales Recht umgesetzt und spater in die
nationalen Abfallbewirtschaftungssysteme einbezogen werden.

Die vorgeschlagenen Bestimmungen werden ein breites Spektrum privater und 6ffentlicher
Interessentrager in den Mitgliedstaaten betreffen und bedeutende Auswirkungen auf kinftige
Investitionen in die Abfallbewirtschaftungsinfrastruktur haben. Die neuen Rechtsvorschriften
mussen unbedingt vollstdndig und korrekt umgesetzt werden, damit gewahrleistet ist, dass
ihre Ziele (d.h. Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt, bessere
Ressourceneffizienz,  Funktionieren des Binnenmarkts sowie Vermeidung von
Handelshemmnissen und Wettbewerbsbeschrankungen in der EU) erreicht werden.

Die Verpflichtung zur Vorlage erlauternder Dokumente kann fur bestimmte Mitgliedstaaten
einen zusétzlichen Verwaltungsaufwand bedeuten. Erlduternde Dokumente sind jedoch
notwendig zur wirksamen Uberpriifung der vollstandigen und korrekten Umsetzung in
nationales Recht, die aus den oben genannten Griinden erforderlich ist und fir die keine
weniger aufwéndige Methode existiert. Zudem konnen erlduternde Dokumente einen
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wesentlichen Beitrag leisten, wenn es darum geht, den Verwaltungsaufwand bei der
Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften durch die Kommission zu verringern. Ohne
erlauternde Dokumente waren zur Kontrolle der Umsetzungsverfahren in allen
Mitgliedstaaten erhebliche Ressourcen und unzahlige Kontakte zu nationalen Behdérden
vonnoten.

Aus diesem Grund sollten die Mitgliedstaaten ersucht werden, bei der Notifizierung ihrer
Umsetzungsmalinahmen ein oder mehrere Dokumente beizulegen, mit denen die Beziehung
zwischen den Bestimmungen dieser Richtlinien zur Anderung des EU-Abfallrechts und den
entsprechenden Teilen der Rechtsakte zu deren Umsetzung in nationales Recht erldutert wird.

3.5 Delegierte Befugnisse und Durchfuihrungsbefugnisse der Kommission

Die delegierten Befugnisse und Durchfiihrungsbefugnisse der Kommission sowie die
entsprechenden Verfahren fiir den Erlass der Rechtsakte sind in Artikel 1 Nummern 4, 5, 6, 9,
11, 14, 15, 18, 19, 21 und 22 des die Richtlinie 2008/98/EG betreffenden Vorschlags,
Artikel 1 Nummern 4, 6, 7, 9 und 10 des die Richtlinie 94/62/EG betreffenden Vorschlags,
Artikel 1 Nummern 6 und 7 des die Richtlinie 1999/31/EG betreffenden Vorschlags und in
den vorgeschlagenen Anderungen in den Artikeln 1 und 3 des die Richtlinien 2000/53/EG und
2012/19/EU betreffenden Vorschlags festgelegt.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die Vorschlage haben keine Auswirkungen auf den Haushalt der Europdischen Union,
weshalb ihnen kein Finanzbogen im Sinne des Artikels 31 der Haushaltsordnung (Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 966/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober
2012 Uber die Haushaltsordnung fur den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates) beigefigt ist.
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2015/0275 (COD)
Vorschlag fur eine
RICHTLINIE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
zur Anderung der Richtlinie 2008/98/EG liber Abfalle

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestltzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 192 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses'?,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen®,

gemal dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Grinde:

(1)

()

3)

(4)

Die Abfallbewirtschaftung in der Union sollte verbessert werden mit dem Ziel, die
Umwelt zu schitzen, zu erhalten und ihre Qualitidt zu verbessern, die menschliche
Gesundheit zu schitzen, eine umsichtige und rationelle Verwendung der nattrlichen
Ressourcen zu gewahrleisten und eine starker kreislauforientierte Wirtschaft zu
fordern.

Die in der Richtlinie 2008/98/EG des Europaischen Parlaments und des Rates™
festgelegten Zielvorgaben fur die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das
Recycling von Abfallen sollten gedndert werden, damit sie die Bemuhungen der Union
um den Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft besser widerspiegeln.

Viele Mitgliedstaaten missen die notwendige Abfallbewirtschaftungsinfrastruktur
noch aufbauen. Daher ist es wichtig, langfristige politische Ziele festzulegen, um
Malnahmen und Investitionen zu kanalisieren, indem insbesondere vermieden wird,
dass strukturelle Uberkapazitaten fiir die Behandlung von Restabfallen entstehen und
recycelfahige Materialien am unteren Ende der Abfallhierarchie verloren gehen.

Siedlungsabfalle machen rund 7 bis 10 % des Gesamtabfallaufkommens in der Union
aus; dieser Abfallstrom ist jedoch besonders schwierig zu bewirtschaften, und die Art
und Weise seiner generellen Bewirtschaftung ist ein guter Anhaltspunkt fir die
Qualitat des Abfallbewirtschaftungssystems in einem Land. Die Schwierigkeiten der
Bewirtschaftung von Siedlungsabféllen sind auf ihre duf3erst komplexe und gemischte

12
13
14

ABI.C[...]vom[...],S.[...].

ABI.C[...]vom[...],S.[...].

Richtlinie 2008/98/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 (ber
Abfalle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABI. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).
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()

(6)

(7)

(8)

(9)

Zusammensetzung, die unmittelbare N&he des erzeugten Abfalls zu den Anwohnern
und seine sehr hohe offentliche Sichtbarkeit zuriickzufiihren. Aus diesen Grinden
erfordert seine Bewirtschaftung einen hochkomplexen Abfallbewirtschaftungsplan mit
einem effizienten Sammelsystem, die aktive Mitarbeit der Burgerinnen und Burger
sowie der Unternehmen, eine auf die jeweilige Abfallzusammensetzung
zugeschnittene Infrastruktur und ein ausgefeiltes Finanzierungssystem. Lénder, die
bereits effiziente Bewirtschaftungssysteme fur Siedlungsabfall entwickelt haben,
schneiden bei der allgemeinen Abfallbewirtschaftung in der Regel besser ab.

In die Richtlinie 2008/98/EG miissen Definitionen der Begriffe ,,Siedlungsabfille®,
»Bau- und Abbruchabfille, ,,abschlieBendes Recyclingverfahren* und ,,Verfiillung*
aufgenommen werden, damit deren Begriffsumfang klargestellt wird.

Damit sichergestellt ist, dass den Recyclingzielen verlassliche und vergleichbare
Daten zugrundeliegen, und die Fortschritte bei der Verwirklichung dieser Ziele
wirksamer Uberwacht werden konnen, sollte die Definition des Begriffs
,,Siedlungsabfille” in der Richtlinie 2008/98/EG mit der vom Statistischen Amt der
Europdischen Union (Eurostat) und der Organisation flir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung fir statistische Zwecke verwendeten Definition im
Einklang stehen, auf deren Grundlage die Mitgliedstaaten seit Jahren Daten
ibermitteln. Die Definition des Begriffs ,,Siedlungsabfille” in dieser Richtlinie ist
neutral, was den Offentlichen oder privaten Status von
Abfallbewirtschaftungseinrichtungen anbelangt.

Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Anreize fur die Anwendung der Abfallhierarchie
schaffen, insbesondere finanzielle Anreize, mit denen die Abfallvermeidungs- und
Recyclingziele dieser Richtlinie erreicht werden sollen, wie Deponie- und
Verbrennungsgebiihren,  verursacherbezogene  Gebiihrensysteme  (,,Pay-as-you-
throw*), Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung oder Anreize fiir Ortliche
Behorden.

Um den Akteuren auf den Mérkten fir sekundéare Rohstoffe mehr Sicherheit in Bezug
auf den Abfall- bzw. Nichtabfall-Status von Stoffen oder Gegenstanden zu bieten und
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu foérdern, ist es wichtig, auf Unionsebene
einheitliche Bedingungen festzulegen, unter denen Stoffe und Gegenstdnde als
Nebenprodukte anerkannt werden, und Abféllen, die ein Verwertungsverfahren
durchlaufen haben, das Ende der Abfalleigenschaft zuerkannt wird. Der Kommission
sollte die Befugnis Ubertragen werden, delegierte Rechtsakte zur Festlegung
detaillierter Kriterien fir die Anwendung solcher harmonisierten Bedingungen fir
bestimmte Abfalle, einschliellich fur eine bestimmte Verwendung, zu erlassen, soweit
dies erforderlich ist, um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts und ein
hohes Mal} an Umweltschutz in der gesamten Union zu gewéhrleisten.

Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung sind ein wesentliches Element einer
effizienten Abfallbewirtschaftung, werden in den Mitgliedstaaten aber mit
unterschiedlicher Wirkung und unterschiedlichem Erfolg angewendet. Daher mussen
Mindestanforderungen flr die erweiterte Herstellerverantwortung festgelegt werden.
Diese Anforderungen sollten Kosten senken, die Leistung steigern, gleiche
Wettbewerbsbedingungen - auch fur kleine und mittlere Unternehmen - gewahrleisten
und Hindernisse fur das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts vermeiden.
Ferner sollten sie zur Einbeziehung der am Ende der Nutzungsdauer anfallenden
Kosten in die Produktpreise beitragen und den Herstellern Anreize bieten, bei der
Konzeption ihrer Produkte deren Recycelfahigkeit und Wiederverwendbarkeit besser
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zu bericksichtigen. Die Anforderungen sollten sowohl fir neue als auch fir
bestehende Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung gelten. Fur bestehende
Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung ist jedoch eine Ubergangsfrist
erforderlich, damit ihre Strukturen und Verfahren an die neuen Anforderungen
angepasst werden konnen.

Abfallvermeidung ist der effizienteste Weg, um die Ressourceneffizienz zu verbessern
und die Umweltauswirkungen von Abféllen zu verringern. Die Mitgliedstaaten missen
daher geeignete MaRRnahmen zur Vermeidung der Entstehung von Abféllen treffen und
die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Malinahmen iberwachen und bewerten. Fur
eine einheitliche Messung der allgemeinen Fortschritte bei der Umsetzung von
AbfallvermeidungsmalRnahmen sollten gemeinsame Indikatoren festgelegt werden.

Pflanzliche Stoffe aus der Agrar- und Erndhrungsindustrie sowie Lebensmittel
nichttierischen Ursprungs, die nicht mehr fiir den menschlichen Verzehr bestimmt sind
und als Futtermittel verwendet werden sollen, fallen in den Geltungsbereich der
Verordnung (EG) Nr.767/2009" und gelten fiir die Zwecke der genannten
Verordnung nicht als Abfall. Die Richtlinie 2008/98/EG sollte daher auf diese
Erzeugnisse und Stoffe, sofern sie als Futtermittel verwendet werden, keine
Anwendung finden, und der Geltungsbereich der Richtlinie ist entsprechend zu
prazisieren.

Im Einklang mit der Agenda fur nachhaltige Entwicklung, die wvon der
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 25. September 2015 angenommen
wurde, und insbesondere im Einklang mit dem Ziel, die Verschwendung von
Lebensmitteln bis 2030 zu halbieren, sollten die Mitgliedstaaten Mal3nahmen zur
Vermeidung von Lebensmittelverschwendung treffen. Diese Malinahmen sollten
darauf abzielen, die Verschwendung von Lebensmitteln in der Primérerzeugung,
Verarbeitung und Herstellung, im Einzelhandel und anderen Formen des Vertriebs von
Lebensmitteln, in Gaststatten und Verpflegungsdiensten sowie in privaten Haushalten
zu vermeiden. Angesichts der 6kologischen und wirtschaftlichen Vorteile, die sich aus
der Vermeidung von Lebensmittelverschwendung ergeben, sollten die Mitgliedstaaten
spezifische MaRnahmen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung festlegen
und die Fortschritte bei der Verringerung von Lebensmittelverschwendung messen.
Um den EU-weiten Austausch bewdahrter Verfahren sowohl zwischen den
Mitgliedstaaten als auch zwischen Lebensmittelunternehmern zu erleichtern, sollten
einheitliche Methoden fir diese Messung festgelegt werden. Die Berichterstattung
uber das Ausmall der Verschwendung von Lebensmitteln sollte alle zwei Jahre
erfolgen.

Industrieabfalle, bestimmte Teile von Gewerbeabféllen sowie Abfélle aus der
mineralgewinnenden Industrie sind in Bezug auf Zusammensetzung und Menge
auBerordentlich  heterogen und unterscheiden sich sehr stark je nach
Wirtschaftsstruktur eines Mitgliedstaats, Struktur des abfallerzeugenden Industrie-
oder Gewerbezweigs und der Industrie- oder Gewerbedichte in einem bestimmten
geografischen Gebiet. Deshalb ist fir den grofiten Teil des Industrieabfalls und des
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Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 uber das
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10

DE



DE

(14)

(15)

(16)

17)

Abfalls aus der mineralgewinnenden Industrie ein industrieorientierter Ansatz, der sich
bei spezifischen Fragen der Bewirtschaftung einer bestimmten Abfallart auf
Merkblatter Uber die besten verfligbaren Techniken und vergleichbare Instrumente
stiitzt, eine geeignete Losung®. Fir industrielle und gewerbliche Verpackungsabfalle
sollten jedoch weiterhin die Anforderungen der Richtlinie 94/62/EG und der Richtlinie
2008/98/EG einschlieBlich ihrer Verbesserungen gelten.

Die Zielvorgaben fir die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling von
Siedlungsabféllen sollten angehoben werden, um erhebliche 6kologische,
wirtschaftliche und soziale Nutzen zu erzielen.

Durch eine schrittweise Anhebung der bestehenden Zielvorgaben fir die VVorbereitung
zur Wiederverwendung und das Recycling von Siedlungsabféllen sollte sichergestellt
werden, dass wirtschaftlich wertvolle Abfallstoffe wiederverwendet und wirksam
recycelt werden und in Abféllen enthaltene Wertstoffe der europdischen Wirtschaft
wieder zugefiihrt werden, womit Fortschritte bei der Rohstoffinitiative'’” sowie bei der
Schaffung einer Kreislaufwirtschaft erzielt wiirden.

Bei der Effizienz der Abfallbewirtschaftung gibt es grofRe Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten, insbesondere in Bezug auf das Recycling von Siedlungsabfallen. Um
diesen Unterschieden Rechnung zu tragen, sollte denjenigen Mitgliedstaaten, die
Eurostat-Daten zufolge im Jahr 2013 weniger als 20 % ihres Siedlungsabfalls recycelt
haben, fir die Erreichung der fir 2025 und 2030 festgelegten Zielvorgaben fur die
Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling mehr Zeit eingeraumt
werden. Angesichts der durchschnittlichen jéhrlichen Fortschrittsraten, die in einigen
Mitgliedstaaten in den vergangenen 15 Jahren beobachtet wurden, missten diese
Mitgliedstaaten ihre Recyclingkapazitdten auf ein weit Uber den vergangenen
Durchschnittswerten liegendes Niveau steigern, um diese Zielvorgaben zu erreichen.
Damit stetige Fortschritte im Hinblick auf die Zielvorgaben erzielt und
Umsetzungsliicken rechtzeitig behoben werden kénnen, sollten diejenigen
Mitgliedstaaten, denen eine Fristverlangerung gewahrt wird, Zwischenzielvorgaben
erreichen und einen Umsetzungsplan aufstellen.

Damit die Zuverlassigkeit der erhobenen Daten (ber die Vorbereitung zur
Weiterverwendung gewéhrleistet ist, mussen gemeinsame Vorschriften fur die
Berichterstattung festgelegt werden. Ebenso ist praziser zu regeln, wie die
Mitgliedstaaten dartber Bericht erstatten sollten, was effektiv recycelt wird und auf
die Recyclingziele angerechnet werden kann. Zu diesem Zweck muss die
Berichterstattung Uber das Erreichen der Recyclingziele grundsatzlich auf der
Grundlage des dem abschlieenden Recyclingverfahren zugefiihrten Inputs erfolgen.
Zur Begrenzung des Verwaltungsaufwands sollte es den Mitgliedstaaten unter strikten
Bedingungen gestattet sein, die Recyclingquoten auf der Grundlage des Outputs der
Abfalltrennungsanlagen zu melden. Gewichtsverluste von Materialien oder Stoffen
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Fur Industrietatigkeiten wurden gemé&R der Richtlinie 2010/75/EU (ber Industrieemissionen (ABI.
L 334 vom 17.12.2010, S. 17) Merkblatter Giber die besten verfligbaren Techniken (BVT-Merkblétter)
erstellt, die Informationen tber die Vermeidung der Ressourcennutzung und Abfallerzeugung sowie
iiber Wiederverwendung, Recycling und Verwertung enthalten. Die laufende Uberarbeitung der BVT-
Merkblatter und die Annahme von BVT-Schlussfolgerungen durch die Kommission werden die
Auswirkungen dieser BVT-Merkblatter auf industrielle Verfahren verstarken und zu weiteren
Steigerungen der Ressourceneffizienz sowie zu Verbesserungen beim Recycling und bei der
Verwertung von Abféllen fiihren.
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aufgrund von mit dem abschlieBenden Recyclingverfahren verbundenen
physikalischen und/oder chemischen Umwandlungsprozessen sollten vom Gewicht
des als recycelt gemeldeten Abfalls nicht abgezogen werden.

Bei der Berechnung, ob die Zielvorgaben fir die VVorbereitung zur Wiederverwendung
und das Recycling erreicht werden, sollten die Mitgliedstaaten Produkte und
Bestandteile, die von anerkannten Wiederverwendungseinrichtungen und im Rahmen
von Pfandsystemen zur Wiederverwendung vorbereitet werden, sowie das in
Verbindung mit der Verbrennung erfolgende Recycling beriicksichtigen konnen. Mit
Blick auf eine einheitliche Berechnung dieser Daten erldsst die Kommission
Verfahrensvorschriften fir die Bestimmung von anerkannten Einrichtungen fur die
Vorbereitung zur Wiederverwendung und anerkannten Pfandsystemen, fir die
Quialitatskriterien fur recycelte Metalle sowie fir die Erhebung, Prifung und
Ubermittlung von Daten.

Mit Blick auf eine bessere, raschere und einheitlichere Durchfiihrung dieser Richtlinie
und die frihzeitige Erkennung von Durchfiihrungsproblemen sollte ein
Frihwarnsystem eingerichtet werden, damit Schwachen erkannt und bereits vor
Ablauf der Fristen fur die Erfullung der Zielvorgaben Abhilfemanahmen getroffen
werden konnen.

Damit in den Mitgliedstaaten mehr Abfélle zur Wiederverwendung vorbereitet und
recycelt werden, muss die Verpflichtung zur Einrichtung von Systemen fir die
getrennte Sammlung von Papier, Metall, Kunststoffen und Glas eingehalten werden.
Zur Steigerung des Anteils von zur Wiederverwendung vorbereiteten bzw. recycelten
Abfallen und zur Vermeidung der Kontamination trockener recycelféhiger Materialien
sollten zudem Bioabfélle getrennt gesammelt werden.

Die ordnungsgemalie Bewirtschaftung geféhrlicher Abfélle ist in der Union nach wie
vor ein Problem, und es liegen keine vollstandigen Daten (ber die Behandlung dieses
Abfallstroms Vor. Daher mussen die Aufzeichnungs- und
Rickverfolgungsmechanismen durch die Einfuhrung elektronischer Register fur
gefahrliche Abfélle in den Mitgliedstaaten verbessert werden. Die elektronische
Datenerfassung sollte gegebenenfalls auf andere Abfallarten ausgeweitet werden, um
die Aufzeichnung fir Unternehmen und Verwaltungsstellen zu vereinfachen und die
Uberwachung der Abfallstrome in der Union zu verbessern.

Mit dieser Richtlinie werden langfristige Ziele fir die Abfallbewirtschaftung in der
Union festgelegt und den Wirtschaftsteilnehmern und Mitgliedstaaten eine klare
Richtung fir die zur Erreichung der Ziele dieser Richtlinie erforderlichen Investitionen
vorgegeben. Bei der Ausarbeitung ihrer nationalen Abfallbewirtschaftungsstrategien
und der Planung von Investitionen in die Abfallbewirtschaftungsinfrastruktur sollten
die Mitgliedstaaten die européischen Struktur- und Investitionsfonds effizient nutzen,
indem sie die Vermeidung, die Wiederverwendung und das Recycling im Einklang mit
der Abfallhierarchie fordern.

Bestimmte Rohstoffe haben fur die Wirtschaft in der Union grofle Bedeutung;
zugleich besteht bei ihnen ein hohes Risiko von Versorgungsengpassen. Um die
Versorgung mit diesen Rohstoffen sicherzustellen und im Einklang mit der
Rohstoffinitiative sowie den Zielen wund Zielvorgaben der Europdischen
Innovationspartnerschaft  fir  Rohstoffe sollten die Mitgliedstaaten unter
Berlcksichtigung der wirtschaftlichen und technischen Machbarkeit sowie der
Vorteile fur die Umwelt MaRnahmen treffen, um Abfélle, die erhebliche Mengen
solcher Rohstoffe enthalten, auf die bestmdgliche Weise zu bewirtschaften. Die
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Kommission hat eine Liste kritischer Rohstoffe fiir die EU erstellt'®. Diese Liste wird
von der Kommission in regelmaRigen Abstéanden Uberpruft.

Um die Umsetzung der Rohstoffinitiative weiter voranzutreiben, sollten die
Mitgliedstaaten auch die Wiederverwendung von Produkten fordern, die die
wichtigsten Quellen von Rohstoffen sind. Ferner sollten sie in ihre
Abfallbewirtschaftungsplédne auf die einzelstaatlichen Gegebenheiten zugeschnittene
MaRnahmen fur die Sammlung und Verwertung von Abféllen aufnehmen, die
erhebliche Mengen solcher Rohstoffe enthalten. Die MalRnahmen sind in die
Abfallbewirtschaftungspléne einzubeziehen, sobald diese nach Inkrafttreten dieser
Richtlinie zum ersten Mal aktualisiert werden. Die Kommission wird Informationen
uber die maRgeblichen Produktgruppen und Abfallstrome auf Unionsebene
bereitstellen. Diese Bestimmung hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, Malinahmen
fur andere, fur ihre nationale Wirtschaft als wichtig erachtete Rohstoffe zu treffen.

Vermullung hat direkte schadliche Auswirkungen auf die Umwelt und das
Wohlergehen der Bevolkerung und zieht hohe Sduberungskosten nach sich, die eine
unnotige wirtschaftliche Belastung fir die Gesellschaft darstellen. Die Einfuhrung
spezifischer MaBnahmen in den Abfallbewirtschaftungsplénen und die
ordnungsgemélle Durchsetzung durch die zustdndigen BehoOrden dirften dazu
beitragen, dieses Problem zu beseitigen.

Zum Abbau der burokratischen Hemmnisse flr kleine Betriebe und Unternehmen
sollten die Registrierungsanforderungen fur kleine Betriebe und Unternehmen, die nur
geringe Mengen nicht gefahrlicher Abfalle sammeln oder transportieren, vereinfacht
werden. Die Schwelle fir die Mengen solcher Abféalle muss moglicherweise von der
Kommission angepasst werden.

Die von den Mitgliedstaaten alle drei Jahre erstellten Durchfuhrungsberichte haben
sich als Instrument zur Uberpriifung der Einhaltung der Bestimmungen und zur
Gewahrleistung der ordnungsgemafen Durchfuhrung nicht bewéhrt und verursachen
unnétigen Verwaltungsaufwand. Bestimmungen, nach denen die Mitgliedstaaten zur
Erstellung solcher Berichte verpflichtet sind, sollten daher aufgehoben werden.
Stattdessen sollten fur die Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften
ausschlieBlich die statistischen Daten zugrunde gelegt werden, die die Mitgliedstaaten
der Kommission jéhrlich Gbermitteln.

Die von den Mitgliedstaaten ubermittelten statistischen Daten sind unverzichtbar,
damit die Kommission die Einhaltung des Abfallrechts in sémtlichen Mitgliedstaaten
bewerten kann. Qualitat, Zuverlassigkeit und Vergleichbarkeit der Statistiken sollten
durch Einflhrung einer zentralen Eingangsstelle fur alle abfallbezogenen Daten,
Streichung  hinféalliger ~ Berichtspflichten,  Benchmarking  der  nationalen
Berichterstattungsmethoden sowie die Einflhrung eines Kontrollberichts zur
Datenqualitdt verbessert werden. Daher sollten die Mitgliedstaaten bei der
Berichterstattung Uber die Erfullung der im Abfallrecht festgelegten Zielvorgaben die
neueste von der Kommission und den nationalen Statistikdmtern der Mitgliedstaaten
entwickelte Methode anwenden.

Zur Ergéanzung oder Anderung der Richtlinie 2008/98/EG sollte der Kommission die
Befugnis Ubertragen werden, gemal Artikel 290 des Vertrags Rechtsakte hinsichtlich
Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 11a Absétze 2 und
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6, Artikel 26, Artikel 27 Abséatze 1 und 4 sowie Artikel 38 Absatze 1, 2 und 3 zu
erlassen. Besonders wichtig ist, dass die Kommission im Zuge ihrer vorbereitenden
Arbeiten angemessene Konsultationen, auch auf Sachverstdndigenebene, durchfihrt.
Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission
gewadbhrleisten, dass die einschldagigen Dokumente dem Europdischen Parlament und
dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und ordnungsgemal tbermittelt werden.

Zur Gewaéhrleistung einheitlicher Bedingungen fir die Durchfuhrung der Richtlinie
2008/98/EG sollten der Kommission Durchfuhrungsbefugnisse hinsichtlich Artikel 9
Absétze 4 und 5, Artikel 33 Absatz 2, Artikel 35 Absatz 5 und Artikel 37 Absatz 6
ubertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Européaischen Parlaments und des Rates™ ausgeiibt werden.

Die Richtlinie 2008/98/EG sollte daher entsprechend geéndert werden.

GemaR der Gemeinsamen Politischen Erklarung der Mitgliedstaaten und der
Kommission vom 28. September 2011 zu erlauternden Dokumenten® haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begriindeten Fallen zusétzlich zur Mitteilung ihrer
Umsetzungsmalnahmen ein oder mehrere Dokumente zu Ubermitteln, in denen der
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden
Teilen nationaler Umsetzungsinstrumente erlautert wird. Im Falle dieser Richtlinie halt
der Gesetzgeber die Ubermittlung derartiger Dokumente fiir gerechtfertigt.

Da die Ziele dieser Richtlinie, ndmlich die Abfallbewirtschaftung in der Union zu
verbessern und damit zum Schutz, zur Erhaltung und zur Verbesserung der Qualitét
der Umwelt, zur Gesundheit der Meere und der Sicherheit von Fischereierzeugnissen
durch Verringerung von Abféllen im Meer sowie zur umsichtigen und rationellen
Verwendung der natiirlichen Ressourcen in der ganzen Union beizutragen, von den
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kdnnen, wenn sie einzeln tétig
werden, sondern vielmehr wegen des Umfangs oder der Wirkung der Malinahmen auf
Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags (ber die Europaische Union niedergelegten
Subsidiaritatsprinzip tatig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der VerhéltnismaRigkeit geht diese Richtlinie nicht Gber das zur Erreichung
dieser Ziele erforderliche MaR hinaus —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Richtlinie 2008/98/EG wird wie folgt gedndert:
1. Dem Artikel 2 Absatz 2 wird folgender Buchstabe e angefugt:

,€) Einzelfuttermittel gemal Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EG)
Nr. 767/2009 des Européischen Parlaments und des Rates(*).
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Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsatze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung
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(*) Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 13. Juli 2009 (ber das Inverkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln,
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europaischen Parlaments und
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG
der Kommission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des
Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG des Rates und der Entscheidung
2004/217/EG der Kommission (ABI. L 229 vom 1.9.2009, S. 1).“

2. Artikel 3 wird wie folgt geandert:
a) Die folgende Nummer 1a wird eingefiigt:
»la. ,Siedlungsabfall’

(@ gemischte Abfélle und getrennt gesammelte Abfélle aus Haushalten,
einschlieBlich:

- Papier und Karton, Glas, Metall, Kunststoff, Bioabfélle, Holz,
Textilien, Elektro- und Elektronik-Altgerate, Altbatterien und
Altakkumulatoren;

— Sperrgut, einschliel3lich WeilRware, Matratzen und Mobel;
- Gartenabfélle, einschlieflich Laub und Rasenschnitt;

(b) gemischte Abfalle und getrennt gesammelte Abfélle aus anderen Quellen,
die in Bezug auf Beschaffenheit, Zusammensetzung und Menge mit
Haushaltsabfallen vergleichbar sind;

(¢c) Markt- und Stralenreinigungsabfalle, einschlielich Strallenkehricht,
Inhalt von Abfallbehdltern, Abfalle aus der Pflege von Parks und Garten.

Siedlungsabfall umfasst weder Abfélle aus der Kanalisation und Kléaranlagen,
einschlielflich Klarschlamme, noch Bau- und Abbruchabfille;*

b) Die folgende Nummer 2a wird eingeftigt:

,»2a. ,nicht geféhrlicher Abfall° Abfall, der keine der in Anhang Ill aufgefuhrten
gefahrlichen Eigenschaften aufweist;*

¢) Nummer 4 erhalt folgende Fassung:

4. ,Bioabfall® biologisch abbaubare Garten- und Parkabfélle, Nahrungsmittel- und
Kichenabfélle aus Haushalten, aus dem Gaststatten- und Cateringgewerbe und aus
dem Einzelhandel sowie vergleichbare Abfélle aus
Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben und andere Abfalle mit ahnlicher biologischer
Abbaubarkeit, die eine vergleichbare Beschaffenheit, Zusammensetzung und Menge
aufweisen;*

d) Die folgende Nummer 4a wird eingefligt:

,4a. ,Bau- und Abbruchabfille’ Abfille, die in die Kategorien Bau- und
Abbruchabfélle in dem gemé&R Artikel 7 erlassenen Abfallverzeichnis fallen;™

e) Nummer 16 erhélt folgende Fassung:

,»16. ,Vorbereitung zur Wiederverwendung® jedes Verwertungsverfahren der
Prifung, Reinigung oder Reparatur, bei dem Abfélle, Produkte oder Bestandteile von
Produkten, die von einer anerkannten Einrichtung fir die Vorbereitung zur
Wiederverwendung oder einem anerkannten Pfandsystem gesammelt wurden, so
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vorbereitet werden, dass sie ohne weitere VVorbehandlung wiederverwendet werden
kénnen;*

f) Die folgenden Nummern 17a und 17b werden eingefugt:

»17a. ,abschlieBendes Recyclingverfahren® das Recyclingverfahren, das beginnt,
sobald keine weitere mechanische Trennung erforderlich ist und die
Abfallmaterialien einem Produktionsprozess zugefuhrt und effektiv zu Produkten,
Materialien oder Stoffen aufbereitet werden;

17b. ,Verfiillung® jedes Verwertungsverfahren, bei dem geeignete Abfille zur
Auffullung von Abgrabungen oder fur Bauzwecke bei der Landschaftsgestaltung
oder im Bau anstelle anderer Nichtabfallmaterialien verwendet werden, die
andernfalls fur den betreffenden Zweck verwendet worden wéren;

3. Dem Artikel 4 wird folgender Absatz 3 angeflgt:

»(3) Die Mitgliedstaaten nutzen geeignete wirtschaftliche Instrumente, um Anreize
fir die Anwendung der Abfallhierarchie zu schaffen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum [Datum achtzehn Monate nach
dem Inkrafttreten dieser Richtlinie einsetzen] und danach alle flinf Jahre die geméR
diesem Absatz geschaffenen besonderen Instrumente mit.*

4. Artikel 5 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 erhalt der einleitende Satz folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Stoff oder Gegenstand, der das
Ergebnis eines Herstellungsverfahrens ist, dessen Hauptziel nicht die Herstellung des
betreffenden Stoffes oder Gegenstands ist, nicht als Abfall, sondern als Nebenprodukt
betrachtet wird, wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:*

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemil3 Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Festlegung detaillierter Kriterien fur die Anwendung der in Absatz 1
festgelegten Bedingungen auf spezifische Stoffe und Gegenstiande zu erlassen.*

c) Der folgende Absatz 3 wird angeflgt:

»(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die nach Absatz 1 erlassenen
technischen Vorschriften gemalR der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 Uber ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste
der Informationsgesellschaft(*) mit, sofern jene Richtlinie dies erfordert.

(*) ABIL. L 241 vom 17.9.2015, S. 1.*
5. Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
i) Der einleitende Satz und Buchstabe a erhalten folgende Fassung:

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Abfélle, die ein Verwertungsverfahren
durchlaufen haben, nicht mehr als Abfélle betrachtet werden, wenn die folgenden
Bedingungen erfullt sind:

a) Der Stoff oder der Gegenstand kann fir bestimmte Zwecke verwendet werden;*
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i1) Unterabsatz 2 wird gestrichen.
b) Die Absatze 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(2) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemil3 Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Festlegung detaillierter Kriterien fur die Anwendung der in Absatz 1
festgelegten Bedingungen auf bestimmte Abfélle zu erlassen. Diese detaillierten
Kriterien umfassen erforderlichenfalls Grenzwerte fiir Schadstoffe und tragen
mdoglichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Stoffes oder Gegenstands
Rechnung.

(3) Abfalle, die gemaR Absatz 1 nicht mehr als Abfélle betrachtet werden, kdnnen fur
die Berechnung der Erfullung der in der vorliegenden Richtlinie, der Richtlinie
94/62/EG, der Richtlinie 2000/53/EG, der Richtlinie 2006/66/EG bzw. der Richtlinie
2012/19/EU des Europdischen Parlaments und des Rates(*) festgesetzten
Zielvorgaben als zur Wiederverwendung vorbereitet, recycelt oder verwertet
angesehen werden, wenn sie eine Vorbereitung zur Wiederverwendung, ein Recycling
oder eine Verwertung im Einklang mit den genannten Richtlinien durchlaufen haben.

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die nach Absatz 1 erlassenen
technischen Vorschriften gemaR der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europdischen
Parlaments und des Rates mit, sofern jene Richtlinie dies erfordert.

(*) Richtlinie 2012/19/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli
2012 Uber Elektro- und Elektronik-Altgerate (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 38).*

6. Artikel 7 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, gemaR Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Erstellung des Abfallverzeichnisses zu erlassen.*

b) Absatz 5 wird gestrichen.
7. Artikel 8 wird wie folgt geéndert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefugt:

,Diese MaBnahmen konnen auch die Einrichtung von Systemen der erweiterten
Herstellerverantwortung  mit  spezifischen operationellen und finanziellen
Verpflichtungen fiir die Hersteller von Produkten umfassen.*

b) Absatz 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Um die ordnungsgemélRe Umsetzung der Abfallhierarchie zu erleichtern, kénnen
diese MaRnahmen unter anderem die Entwicklung, die Herstellung und das
Inverkehrbringen von Produkten férdern, die mehrfach verwendbar, technisch
langlebig und, nachdem sie zu Abfall geworden sind, zur Vorbereitung zur
Wiederverwendung und zum Recycling geeignet sind. Bei diesen MaRnahmen
sollten die Auswirkungen von Produkten wahrend ihres gesamten Lebenszyklus
beriicksichtigt werden.*

c) Der folgende Absatz 5 wird angefugt:

»(5) Die Kommission organisiert einen Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten und den an Systemen der Herstellerverantwortung beteiligten
Akteuren Uber die praktische Anwendung der Anforderungen gemal Artikel 8a
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sowie Uber bewéhrte Praktiken, um eine angemessene Verwaltung und
grenzibergreifende ~ Zusammenarbeit ~ von  Systemen  der  erweiterten
Herstellerverantwortung zu gewahrleisten. Dies umfasst unter anderem den
Austausch von Informationen Uber die organisatorischen Merkmale und die
Uberwachung von Organisationen fiir die Herstellerverantwortung, die Auswahl von
Abfallbewirtschaftungseinrichtungen sowie die Vermeidung der Vermillung. Die
Kommission verdffentlicht die Ergebnisse des Informationsaustauschs.*

8. Der folgende Artikel 8a wird eingefigt:

,, Artikel 8a

Allgemeine  Anforderungen an  die  Systeme  der  erweiterten
Herstellerverantwortung

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass geméal? Artikel 8 Absatz 1 eingerichtete
Systeme der erweiterten Herstellerverantwortung Folgendes vorsehen:

— genaue Definition der Rollen und Verantwortlichkeiten von Produktherstellern,
die Waren in der Union in Verkehr bringen, Organisationen, die fir diese
Hersteller eine erweiterte Herstellerverantwortung umsetzen, privaten und
offentlichen Abfallbewirtschaftungseinrichtungen, ortlichen Behdrden und
gegebenenfalls von anerkannten Einrichtungen fir die Vorbereitung zur
Wiederverwendung;

— Festlegung messbarer Abfallbewirtschaftungsziele im Einklang mit der
Abfallhierarchie, mit denen mindestens die fiir das System relevanten
quantitativen Zielvorgaben gemél der vorliegenden Richtlinie, der Richtlinie
94/62/EG, der Richtlinie 2000/53/EG, der Richtlinie 2006/66/EG und der
Richtlinie 2012/19/EU erreicht werden sollen;

- Einfihrung eines Berichterstattungssystems zur Erhebung von Daten Uber die
Produkte, die von den unter die erweiterte Herstellerverantwortung fallenden
Herstellern in der Union in Verkehr gebracht werden. Sobald diese Produkte
Abfall geworden sind, stellt das Berichterstattungssystem sicher, dass Daten
uber die Sammlung und Behandlung dieser Abfélle, gegebenenfalls mit
Angabe der Abfallmaterialstrome, erhoben werden;

—  Gewabhrleistung der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung von
Produktherstellern sowie von kleinen und mittleren Unternehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Malinahmen, damit Abfallbesitzer,
die unter die gemall Artikel 8 Absatz 1 eingerichteten Systeme der erweiterten
Herstellerverantwortung fallen, Uber die verfiigharen Abfallsammelsysteme und die
Vermeidung von Vermillung informiert werden. Ferner treffen die Mitgliedstaaten
Malnahmen zur Schaffung von Anreizen fur die Abfallbesitzer, sich an den
vorhandenen Systemen der getrennten Abfallsammlung zu beteiligen,
insbesondere - soweit angebracht -- durch wirtschaftliche Anreize oder Regelungen.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Malinahmen, um sicherzustellen,
dass Organisationen, die eingerichtet wurden, um fir einen Produkthersteller
Verpflichtungen der erweiterten Herstellerverantwortung umzusetzen,

a) einen klar definierten Geltungsbereich in Bezug auf geografisches Gebiet,
Produkte und Materialien haben;
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b) Uber die erforderlichen operationellen und finanziellen Mittel verfligen, um
ihren Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung
nachzukommen;

c) einen geeigneten Eigenkontrollmechanismus errichten, unterstitzt durch
regelmaRig erfolgende unabhéngige Prifungen zur Bewertung

— der Finanzverwaltung der Organisation, einschlieRlich der
Einhaltung der Anforderungen gemall Absatz 4 Buchstaben a
und b;

- der Qualitat der gemal Absatz 1 dritter Gedankenstrich erhobenen
und tbermittelten Daten sowie der Anforderungen der Verordnung
(EG) Nr. 1013/2006;

d) Informationen veréffentlichen Gber
- ihre Eigentums- und Mitgliederverhéltnisse;
— die von den Herstellern geleisteten finanziellen Beitréage;

- das Verfahren fiir die Auswahl von
Abfallbewirtschaftungseinrichtungen.

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MalRnahmen, um sicherzustellen,
dass die von den Herstellern geleisteten finanziellen Beitrdge zur Einhaltung ihrer
Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung

(5)

a) die gesamten Kosten der Abfallbewirtschaftung fir die von ihnen in der
Union in Verkehr gebrachten Produkte decken, einschlieRlich aller
nachstehenden Kosten:

- Kosten der getrennten Sammlung sowie der Trenn- und
Behandlungsverfahren, die erforderlich  sind, um die
Abfallbewirtschaftungsziele gemaR Absatz 1 zweiter
Gedankenstrich zu erreichen, wobei die Einnahmen aus der
Wiederverwendung oder dem Verkauf von aus ihren Produkten
gewonnenen Sekundarrohstoffen zu bertcksichtigen sind;

— Kosten der Bereitstellung geeigneter Informationen fir die
Abfallbesitzer gemal Absatz 2;

- Kosten der Erhebung und Ubermittlung von Daten gemaR Absatz 1
dritter Gedankenstrich;

b) auf der Grundlage der am Ende der Nutzungsdauer einzelner Produkte oder
von Gruppen vergleichbarer Produkte tatsachlich anfallenden Kosten
festgesetzt werden, wobei insbesondere deren Wiederverwendbarkeit und
Recycelfahigkeit zu berlicksichtigen sind;

c) auf den optimierten Kosten der erbrachten Dienstleistungen basieren, wenn
offentliche  Abfallbewirtschaftungseinrichtungen dafiir ~ zustdndig sind,
operationelle Aufgaben far das System der erweiterten
Herstellerverantwortung auszufihren.

Die Mitgliedstaaten schaffen einen geeigneten Uberwachungs- und

Durchsetzungsrahmen, um sicherzustellen, dass die Produkthersteller ihren
Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung nachkommen,
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die finanziellen Mittel ordnungsgemal? verwendet werden und alle an der Umsetzung
des Systems beteiligten Akteure verlassliche Daten tbermitteln.

Setzen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verschiedene Organisationen
Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung fir die
Hersteller um, so errichtet der Mitgliedstaat eine unabhangige Behdrde, die die
Umsetzung der Verpflichtungen im Rahmen der erweiterten Herstellerverantwortung
uberwacht.

(6) Die Mitgliedstaaten errichten eine Plattform, um einen regelmaRigen Dialog
zwischen den an der Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwortung beteiligten
Akteuren zu  gewahrleisten, einschlieBlich  privater und  Offentlicher
Abfallbewirtschaftungseinrichtungen, ortlicher Behdrden und gegebenenfalls
anerkannter Einrichtungen fur die Vorbereitung zur Wiederverwendung.

(7) Die Mitgliedstaaten treffen Malinahmen, um zu gewahrleisten, dass Systeme der
erweiterten Herstellerverantwortung, die vor dem [Datum achtzehn Monate nach
dem Inkrafttreten dieser Richtlinie einsetzen] errichtet wurden, innerhalb von 24
Monaten nach dem genannten Zeitpunkt die Anforderungen dieses Artikels erfiillen.*

9. Artikel 9 erhalt folgende Fassung:

., Artikel 9
Abfallvermeidung

(1) Die Mitgliedstaaten treffen Mallnahmen, um die Entstehung von Abféllen zu
vermeiden. Die MaRnahmen zielen darauf ab,

— die Verwendung von Produkten zu fordern, die ressourceneffizient, langlebig,
reparierbar oder recycelfahig sind;

— Produkte, die zu den wichtigsten Quellen von Rohstoffen zéhlen, welche fur
die Wirtschaft der Union groRe Bedeutung haben und bei denen ein hohes
Risiko von Versorgungsengpéssen besteht, zu identifizieren und gezielt zu
bewirtschaften, um zu verhindern, dass diese Materialien zu Abfall werden;

—  die Schaffung von Systemen zur Forderung der Wiederverwendung
insbesondere von Elektro- und Elektronikgeraten, Textilien und Mdébeln zu
unterstitzen;

—  die Abfallerzeugung bei Prozessen im Zusammenhang mit der industriellen
Produktion, der Gewinnung von Mineralien sowie mit Bau- und
Abbruchtétigkeiten unter Beruicksichtigung der besten verfligbaren Techniken
zu verringern;

— die Verschwendung von Lebensmitteln in der Primérerzeugung, Verarbeitung
und Herstellung, im Einzelhandel und anderen Formen des Vertriebs von
Lebensmitteln, in Gaststatten und Verpflegungsdienstleistungen sowie in
privaten Haushalten zu verringern.

(2) Die Mitgliedstaaten uberwachen und bewerten die Durchfiihrung der Mafinahmen
zur Abfallvermeidung. Zu diesem Zweck verwenden sie geeignete qualitative und
quantitative Indikatoren und Zielvorgaben, insbesondere in Bezug auf die Pro-Kopf-
Menge an Siedlungsabféllen, die beseitigt oder energetisch verwertet werden.

(3) Die Mitgliedstaaten (berwachen und bewerten die Durchfiihrung ihrer
MaRnahmen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung, indem sie anhand
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von gemall Absatz 4 festgelegten Methoden den Umfang der Verschwendung von
Lebensmitteln messen.

(4) Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, um Indikatoren zur
Messung der allgemeinen Fortschritte bei der Umsetzung der MaRnahmen zur
Abfallvermeidung festzulegen. Um eine einheitliche Messung des Umfangs von
Lebensmittelverschwendung zu gewadhrleisten, erlasst die Kommission einen
Durchfiihrungsrechtsakt zur Festlegung einer gemeinsamen Methode einschliel3lich
Mindestqualitatsanforderungen. Diese Durchfuihrungsrechtsakte werden nach dem in
Artikel 39 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

(5) Die Europaische Umweltagentur vertffentlicht alljahrlich einen Bericht, in dem
die Entwicklung bei der Abfallvermeidung fir jeden Mitgliedstaat und fiir die Union
insgesamt beschrieben sowie auf die Entkopplung der Abfallerzeugung vom
Wirtschaftswachstum und auf den Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft
eingegangen wird.*

10. Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsétze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen, soweit angemessen, Manahmen zur Forderung
der Vorbereitung zur Wiederverwendung, insbesondere durch Foérderung der
Errichtung und Unterstutzung von Wiederverwendungs- und Reparaturnetzen und
durch Erleichterung des Zugangs solcher Netze zu Abfallsammelstellen sowie durch
Forderung des Einsatzes von wirtschaftlichen Instrumenten, Beschaffungskriterien,
guantitativen Zielen oder durch andere MaRnahmen.

Die Mitgliedstaaten ergreifen MalRnahmen zur Forderung eines qualitativ
hochwertigen Recyclings; hierzu fuhren sie die getrennte Sammlung von Abfallen
ein, soweit diese technisch, dkologisch und 6konomisch durchfiihrbar und dazu
geeignet ist, die fir die jeweiligen Recycling-Sektoren erforderlichen
Qualitatsnormen zu erreichen und die Zielvorgaben gemald Absatz 2 zu erfiillen.*

b) Dem Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angeflgt:

,Die Mitgliedstaaten ergreifen Maflnahmen zur Férderung von Trennsystemen fiir
Bau- und Abbruchabfélle sowie mindestens fir Holz, Granulat, Metall, Glas und
Gips.*

c) Absatz 2 Buchstabe b erhalt folgende Fassung:

,»b) bis 2020 werden die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling
und die Verfullung von nicht geféhrlichen Bau- und Abbruchabfallen — mit
Ausnahme von in der Natur vorkommenden Materialien, die in Kategorie
170504 des Abfallverzeichnisses definiert sind — auf mindestens
70 Gewichtsprozent erhoht;*

d) Dem Absatz 2 werden die folgenden Buchstaben ¢ und d angefugt:

»C) bis 2025 werden die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das
Recycling von Siedlungsabfallen auf mindestens 60 Gewichtsprozent erhéht;

d) bis 2030 werden die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das
Recycling von Siedlungsabféllen auf mindestens 65 Gewichtsprozent erhoht.*

e) Die Absétze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:
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,»(3) Estland, Griechenland, Kroatien, Lettland, Malta, Ruménien und der Slowakei
kdnnen flnf zusatzliche Jahre fur die Erreichung der Zielvorgaben nach Absatz 2
Buchstaben ¢ und d eingerdumt werden. Der Mitgliedstaat teilt der Kommission
mindestens 24 Monate vor Ablauf der Frist gemal Absatz 2 Buchstabe ¢ bzw. d
seine Absicht mit, diese Bestimmung in Anspruch zu nehmen. Im Falle einer
Fristverlangerung trifft der Mitgliedstaat die erforderlichen MaRBnahmen, um die
Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling von Siedlungsabfallen bis
2025 bzw. 2030 auf mindestens 50 bzw. 60 Gewichtsprozent zu erh6hen.

Der Mitteilung liegt ein Durchfiihrungsplan bei, in dem die erforderlichen
MalRnahmen zur Einhaltung der Zielvorgaben vor Ablauf der neuen Frist dargestellt
sind. Der Plan umfasst ferner einen detaillierten Zeitplan fir die Durchfiihrung der
geplanten MaRRnahmen und eine Bewertung der erwarteten Auswirkungen.

(4) Bis spatestens 31. Dezember 2024 (berprift die Kommission die Zielvorgabe
gemall Absatz 2 Buchstabe d im Hinblick auf eine Anhebung und zieht die
Festlegung von Zielvorgaben flir weitere Abfallstrome in Betracht. Zu diesem Zweck
wird dem Européischen Parlament und dem Rat ein Bericht, gegebenenfalls
zusammen mit einem Vorschlag, tibermittelt.*

d) Absatz 5 wird gestrichen.
11. Der folgende Artikel 11a wird eingeflgt:
SArtikel 11a

Bestimmungen fur die Berechnung der Erreichung der Zielvorgaben gemaf
Artikel 11

»(1) Fir die Zwecke der Berechnung, ob die Zielvorgaben gemill Artikel 11
Absatz 2 Buchstaben ¢ und d sowie Artikel 11 Absatz 3 erreicht wurden,

a) ist das Gewicht der ,recycelten’ Siedlungsabfille das Gewicht des dem
abschlielenden Recyclingverfahren zugefuhrten Abfalls (Input);

b) ist das Gewicht der ,zur Wiederverwendung vorbereiteten® Siedlungsabfalle
das Gewicht der Siedlungsabfélle, die von einer anerkannten Einrichtung fur
die Vorbereitung zur Wiederverwendung verwertet oder gesammelt wurden
und alle erforderlichen Prif-, Reinigungs- und Reparaturvorgange durchlaufen
haben, die eine Wiederverwendung ohne weitere Trennung oder
Vorbehandlung ermdglichen;

c) konnen die Mitgliedstaaten Produkte und Bestandteile beriicksichtigen, die
von anerkannten Einrichtungen fir die Vorbereitung zur Wiederverwendung
oder im Rahmen anerkannter Pfandsysteme zur Wiederverwendung vorbereitet
wurden. Fir die Berechnung der angepassten Quote von zur
Wiederverwendung vorbereiteten bzw. recycelten Siedlungsabfallen unter
Berlicksichtigung des Gewichts der zur Wiederverwendung vorbereiteten
Produkte und Bestandteile verwenden die Mitgliedstaaten gepriifte Daten der
Einrichtungen sowie die Formel in Anhang VI.

(2) Um einheitliche Bedingungen fiur die Anwendung von Absatz 1 Buchstaben b
und c¢ sowie von Anhang VI zu gewdhrleisten, erlasst die Kommission gemaR
Artikel 38a  delegierte  Rechtsakte ~ mit  Mindestqualitatskriterien  und
Verfahrensvorschriften fir die Bestimmung anerkannter Einrichtungen fir die
Vorbereitung zur Wiederverwendung und anerkannter Pfandsysteme, einschlie3lich
spezifischer Vorschriften fiir die Erhebung, Priifung und Ubermittlung von Daten.
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(3) Abweichend von Absatz 1 kann als das Gewicht der ,recycelten® Siedlungsabfille
das Gewicht des Outputs eines Abfalltrennungsvorgangs gemeldet werden, sofern

a) dieser Output einem abschliel3enden Recyclingverfahren zugefuhrt wird,

b) das Gewicht der Materialien und Stoffe, die keinem abschlieRenden
Recyclingverfahren zugefuhrt, sondern beseitigt oder energetisch verwertet
werden, weniger als 10 % des als recycelt gemeldeten Gesamtgewichts
ausmachen.

(4) Die Mitgliedstaaten errichten ein wirksames System fiir die Qualitatskontrolle
und Rickverfolgbarkeit von Siedlungsabféllen, um die Einhaltung der Bedingungen
gemal Absatz 3 Buchstabena und b zu gewahrleisten. Das System kann gemal
Artikel 35 Absatz 4 eingerichtete elektronische Register, technische Spezifikationen
fur die Qualitatsanforderungen flr getrennte Abfélle oder gleichwertige MalRnahmen
umfassen, die die Zuverldssigkeit und Genauigkeit der erhobenen Daten Uber
recycelte Abfalle gewahrleisten.

(5) Fur die Zwecke der Berechnung, ob die Zielvorgaben gemaR Artikel 11 Absatz 2
Buchstabenc und d sowie Artikel 11 Absatz 3 erreicht wurden, konnen die
Mitgliedstaaten das in Verbindung mit der Verbrennung erfolgende Recycling von
Metallen im Verhdltnis zu dem Anteil der verbrannten Siedlungsabfalle
beruicksichtigen, sofern die recycelten Metalle bestimmten Qualitatsanforderungen
entsprechen.

(6) Um einheitliche Bedingungen fur die Anwendung von Absatz 5 zu gewéhrleisten,
erlasst die Kommission geméald Artikel 38a delegierte Rechtsakte, mit denen eine
gemeinsame Methode fur die Berechnung des Gewichts der Metalle, die in
Verbindung mit der Verbrennung recycelt wurden, sowie die Qualitatskriterien fir
die recycelten Metalle festgelegt werden.

(7) Abfélle, die in einen anderen Mitgliedstaat verbracht werden, um in diesem
anderen Mitgliedstaat zur Wiederverwendung vorbereitet, recycelt oder verfillt zu
werden, kénnen nur fir die Erreichung der Zielvorgaben gemaR Artikel 11 Absétze 2
und 3 durch den Mitgliedstaat, in dem die Abfélle gesammelt wurden, angerechnet
werden.

(8) Abfalle, die zur Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum Recycling aus
der Union ausgefuhrt werden, werden im Hinblick auf die Erreichung der
Zielvorgaben gemal? Artikel 11 Absétze 2 und 3 durch den Mitgliedstaat, in dem sie
gesammelt wurden, nur dann angerechnet, wenn die Anforderungen von Absatz 4
erfillt sind und wenn der Ausfiihrer im Einklang mit der Verordnung (EG)
Nr. 1013/2006 nachweisen kann, dass die Verbringung der Abfélle den
Anforderungen der genannten Verordnung entspricht und die Behandlung der
Abfélle aulRerhalb der Union unter Bedingungen erfolgte, die den Anforderungen der
einschldgigen Umweltrechtsvorschriften der Union geniigen.*

12. Der folgende Artikel 11b wird eingefugt:

,Artikel 11b
Frihwarnbericht

(1) Die Kommission erstellt spatestens drei Jahre vor Ablauf der in Artikel 11
Absatz 2 Buchstaben ¢ und d sowie Absatz 3 genannten Fristen in Zusammenarbeit
mit der Europaischen Umweltagentur einen Bericht Uber die Fortschritte bei der
Erreichung der in diesen Bestimmungen festgesetzten Zielvorgaben.
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(2) Die Berichte nach Absatz 1 enthalten Folgendes:

a) eine Schatzung, inwieweit die einzelnen Mitgliedstaaten die Zielvorgaben
erreicht haben;

b) eine Liste der Mitgliedstaaten, bei denen die Gefahr besteht, dass sie diese
Zielvorgaben nicht fristgerecht erreichen werden, sowie geeignete
Empfehlungen fiir die betreffenden Mitgliedstaaten.

13. Artikel 22 erhalt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten sorgen fiir die getrennte Sammlung von Bioabfillen, soweit
diese technisch, 6kologisch und 6konomisch durchfihrbar und dazu geeignet ist, die
Einhaltung der geltenden Qualitdtsnormen flir Kompost zu gewahrleisten und die
Zielvorgaben gemaR Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben a, ¢ und d sowie Artikel 11
Absatz 3 zu erreichen.

Sie treffen gegebenenfalls im Einklang mit den Artikeln 4 und 13 Malinahmen, um
Folgendes zu fordern:

a) das Recycling, einschlieBlich Kompostierung und Vergarung von
Bioabfallen;

b) die Behandlung von Bioabféllen auf eine Art und Weise, die ein hohes Mal}
an Umweltschutz gewahrleistet;

¢) die Verwendung von umweltvertraglichen Materialien aus Bioabfdllen.*
14. Dem Artikel 26 werden folgende Absatze angeflgt:

»Die Mitgliedstaaten konnen die zustdndigen Behorden von der Fiihrung eines
Registers von Betrieben und Unternehmen, die j&hrlich nicht mehr als 20 Tonnen
nicht gefahrliche Abfélle sammeln oder transportieren, befreien

Die Kommission kann gemalR Artikel 38a delegierte Rechtsakte erlassen, um den
Schwellenwert fiir die Mengen nicht gefahrlicher Abfille anzupassen.*

15. Artikel 27 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 38a delegierte
Rechtsakte ~ zur  Festlegung  der  technischen  Mindestkriterien  fir
Behandlungstatigkeiten, fiir die eine Genehmigung nach Artikel 23 erforderlich ist,
zu erlassen, wenn sich erweist, dass durch diese Mindestkriterien Vorteile fur den
Schutz der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt entstehen wiirden.*

b) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

»(4) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Festlegung der Mindestkriterien fir Tatigkeiten, fur die eine
Registrierung auf der Grundlage des Artikels 26 Buchstaben a und b erforderlich ist,
zu erlassen, wenn sich erweist, dass durch diese Mindestkriterien Vorteile fur den
Schutz der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt entstehen wiirden oder
Storungen des Binnenmarkts vermieden werden kénnen.*

16. Artikel 28 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe b erhalt folgende Fassung:
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,b) bestehende Abfallsammelsysteme und bedeutende Beseitigungs- und
Verwertungsanlagen, einschlielich spezieller Vorkehrungen fur Altol,
gefahrliche Abfélle, Abfalle, die erhebliche Mengen von Rohstoffen enthalten,
die fur die Wirtschaft der Union grofRe Bedeutung haben und bei denen ein
hohes Risiko von Versorgungsengpassen besteht, oder Abfallstrome, fir die
spezielle Rechtsvorschriften der Union gelten;*

i) Folgender Buchstabe f wird angefigt:

»f) Mallnahmen zur Bekdmpfung jeglicher Form von Vermiillung sowie zur
Sduberung von Abfillen jeder Art.*

b) Absatz 5 erhélt folgende Fassung:

,»(5) Abfallbewirtschaftungsplédne miissen den in Artikel 14 der Richtlinie 94/62/EG
formulierten Anforderungen an die Abfallplanung, den Zielvorgaben gemaéR
Artikel 11 Absdtze 2 und 3 der vorliegenden Richtlinie sowie den Anforderungen
nach Artikel 5 der Richtlinie 1999/31/EG geniigen.*

17. Artikel 29 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1)  Die  Mitgliedstaaten  stellen  Abfallvermeidungsprogramme  mit
AbfallvermeidungsmaBnahmen gemaf den Artikeln 1, 4 und 9 auf.*

b) Die Absétze 3 und 4 werden gestrichen.
18. Artikel 33 Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,»(2) Die Kommission erldsst Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung des Formats
fir die Mitteilungen iber die Annahme und wesentliche Uberarbeitungen dieser
Plane und Programme. Diese Durchfuhrungsrechtsakte werden geméal dem in Artikel
39 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.*

19. Artikel 35 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Anlagen oder Unternehmen im Sinne von Artikel 23 Absatz 1, Erzeuger
gefahrlicher Abfalle sowie Anlagen und Unternehmen, die gewerbsmaRig
gefahrliche Abféalle sammeln oder transportieren oder als Héndler oder Makler
gefahrlicher Abfalle fungieren, fiihren chronologische Aufzeichnungen tber Menge,
Art und Ursprung dieser Abfalle und, sofern relevant, Uber die Bestimmung, die
Haufigkeit der Sammlung, die Transportart und die vorgesehene
Abfallbehandlungsmethode. Sie stellen diese Daten den zustdndigen Behorden Gber
das bzw. die geméR Absatz 4 einzurichtenden elektronischen Register zur
Verfiigung.*

b) Die folgenden Absatze 4 und 5 werden angefiigt:

»(4) Die Mitgliedstaaten richten ein elektronisches Register oder koordinierte
Register ein, um fiir das gesamte geografische Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats
die in Absatz1 genannten Daten uber gefahrliche Abfélle zu erfassen. Die
Mitgliedstaaten kdnnen solche Register fur andere Abfallstrome einrichten,
insbesondere fur solche, fur die in Rechtsvorschriften der Union Zielvorgaben
festgelegt sind. Die Mitgliedstaaten verwenden die Daten Uber Abfélle, die die
Betreiber von Industrieanlagen in dem gemaR der Verordnung (EG) Nr. 166/2006
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des Europaischen Parlaments und des Rates(*) eingerichteten Europdischen
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister melden.

(5) Die Kommission kann Durchfuhrungsrechtsakte erlassen, um einheitliche
Mindestbedingungen fir den Betrieb dieser Register festzulegen. Diese
Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten
Verfahren erlassen.

(*) Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Januar 2006 uber die Schaffung eines Europdischen Schadstofffreisetzungs-
und -verbringungsregisters und zur Anderung der Richtlinien 91/689/EWG und
96/61/EG des Rates (ABI. L 33 vom 4.2.2006, S. 1).“

20. Artikel 36 Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen MalBlnahmen, um eine
unkontrollierte Ablagerung oder Ableitung oder eine unkontrollierte Bewirtschaftung
von Abfillen einschlieBlich Vermiillung zu untersagen.*

21. Artikel 37 erhélt folgende Fassung:
SJArtikel 37
Berichterstattung

(1) Die Mitgliedstaaten tbermitteln der Kommission fir jedes Kalenderjahr die
Daten zur Durchfiihrung von Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben a bis d sowie Absatz 3.
Sie Ubermitteln diese Daten auf elektronischem Wege binnen 18 Monaten nach dem
Ende des Berichtsjahres, fir das die Daten erhoben wurden. Die Daten werden in
dem von der Kommission geméall Absatz 6 festgelegten Format Gbermittelt. Der erste
Bericht umfasst die Daten fiur den Zeitraum vom 1.Januar 2020 bis zum 31.
Dezember 2020.

(2) Die Mitgliedstaaten tbermitteln der Kommission alle zwei Jahre die Daten zur
Durchfuhrung von Artikel 9 Absatz 4. Sie Ubermitteln diese Daten auf
elektronischem Wege binnen 18 Monaten nach dem Ende des Berichtszeitraums, fur
den die Daten erhoben wurden. Die Daten werden in dem von der Kommission
gemadll Absatz 6 festgelegten Format Ubermittelt. Der erste Bericht erfasst den
Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021.

(3) Zur Uberpriifung der Einhaltung des Artikels 11 Absatz 2 Buchstabe b wird die
Menge der fur Verflllungszwecke verwendeten Abfalle getrennt von der Menge
gemeldet, die zur Wiederverwendung vorbereitet oder recycelt wurde. Die
Aufarbeitung von Abféllen zu Materialien, die zu Verfillungszwecken verwendet
werden sollen, ist als Verfullung zu melden.

(4) Den nach diesem Artikel von den Mitgliedstaaten Ubermittelten Daten werden ein
Qualitatskontrollbericht sowie ein Bericht tber die gemall Artikel 11a Absatz 4
getroffenen Malinahmen beigefugt.

(5) Die Kommission prift die gemaR diesem Artikel Ubermittelten Daten und
veroffentlicht einen Bericht Uber die Ergebnisse ihrer Prifung. In dem Bericht
werden die Organisation der Datenerhebung, die in den Mitgliedstaaten verwendeten
Datenquellen und Methoden sowie die Vollstandigkeit, Zuverlassigkeit, Aktualitét
und Kohdrenz der Daten bewertet. Die Bewertung kann auch spezifische
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Empfehlungen fur Verbesserungen enthalten. Der Bericht wird alle drei Jahre
erstellt.

(6) Die Kommission erl&sst Durchfuhrungsrechtsakte zur Festlegung des Formats fir
die Ubermittlung der Daten gemaB den Absitzen 1 und 2 sowie fir die
Berichterstattung (ber Verfullungsmalinahmen. Diese Durchfiihrungsrechtsakte
werden gemifB dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.*

22. Artikel 38 erhélt folgende Fassung:

»(1) Die Kommission kann Leitlinien fiir die Auslegung der Definitionen der
Begriffe ,,Verwertung® und ,,Beseitigung* erarbeiten.

Der Kommission wird die Befugnis (bertragen, gemal Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Prézisierung der Anwendung der Formel fir die in Anhang Il unter
R1 genannten Verbrennungsanlagen zu erlassen. Die ortlichen klimatischen
Gegebenheiten wie etwa die Intensitat der Kalte und der Heizbedarf konnen insoweit
berlcksichtigt werden, als sie einen Einfluss auf die Energiemenge haben, die in
Form von Elektrizitat, Heizungswéarme, Kuhlmedium oder Prozessdampf technisch
genutzt oder erzeugt werden kann. Ferner konnen die 6rtlichen Gegebenheiten der
Gebiete in dulerster Randlage im Sinne von Artikel 349 Unterabsatz 3 des Vertrags
Uber die Arbeitsweise der Européischen Union sowie der Gebiete, die in Artikel 25
der Beitrittsakte von 1985 genannt sind, beruicksichtigt werden.

(2) Der Kommission wird die Befugnis tbertragen, gemal Artikel 38a delegierte
Rechtsakte zur Anderung der Anhdange | bis V zur Berlcksichtigung des
wissenschaftlichen und technischen Fortschritts zu erlassen.

(3) Der Kommission wird die Befugnis (Ubertragen, gemal Artikel 38a die
notwendigen delegierten Rechtsakte zur Anderung von Anhang VI zu erlassen.

23. Der folgende Artikel 38a wird eingeflgt:
,Artikel 38a
Austibung der Befugnistbertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den
in diesem Artikel festgelegten Bedingungen Ubertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte geméalR Artikel 5 Absatz 2,
Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 11a Absétze 2 und 6, Artikel 26,
Artikel 27 Absatze 1 und 4 sowie Artikel 38 Absédtze 1, 2 und 3 wird der
Kommission ab dem [Datum des Inkrafttretens dieser Richtlinie] fur einen
unbestimmten Zeitraum Ubertragen.

(3) Die Befugnisubertragung geméal Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7
Absatz 1, Artikel 11a Absdtze 2 und 6, Artikel 26, Artikel 27 Absétze 1 und 4 sowie
Artikel 38 Absétze 1, 2 und 3 kann vom Europdischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss Uber den Widerruf beendet die
Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach
seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Européaischen Union oder zu einem im
Beschluss Uber den Widerruf angegebenen spateren Zeitpunkt wirksam. Die
Gultigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem
Beschluss Uber den Widerruf nicht berthrt.

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, Ubermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Europdischen Parlament und dem Rat.
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(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemal Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 Absatz 2,
Artikel 7 Absatz 1, Artikel 11a Absatze 2 und 6, Artikel 26, Artikel 27 Abséatze 1 und
4 oder Artikel 38 Absétze 1, 2 und 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder
das Europaische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europaische Parlament und den Rat
Einwédnde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europaische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine
Einwénde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des
Rates wird diese Frist um zwei Monate verlangert.*

24. Artikel 39 erhalt folgende Fassung:

,Artikel 39
Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europaischen
Parlaments und des Rates(*).

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsatze, nach
denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die
Kommission kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).*

25. Anhang VI wird geméall dem Anhang dieser Richtlinie angefiigt.

1)

)

Artikel 2
Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie spatestens [Datum achtzehn Monate nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie einsetzen] nachzukommen. Sie teilen der Kommission
unverzuglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit.

Bei Erlass dieser VVorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf die vorliegende
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen
Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Artikel 4
Adressaten
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Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Europaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Préasident Der Préasident

29

DE






DE

* K%k

£ % EUROPAISCHE
ool KOMMISSION
Brussel, den 2.12.2015
COM(2015) 595 final
ANNEX 1
ANHANG
des

Vorschlags fur eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates

zur Anderung der Richtlinie 2008/98/EG liber Abfalle

{SWD(2015) 259 final}
{SWD(2015) 260 final}
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ANHANG VI

Berechnungsmethode fur die Vorbereitung zur Wiederverwendung von Produkten und
Bestandteilen fur die Zwecke von Artikel 11 Absatz 2 Buchstabenc und d sowie
Artikel 11 Absatz 3

Fir die Berechnung der angepassten Quote des Recycling und der Vorbereitung zur
Wiederverwendung gemal Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben ¢ und d sowie Artikel 11 Absatz 3
verwenden die Mitgliedstaaten folgende Formel:

_ (A+R)*100
~ (P+R)
E: angepasste Recycling- und Wiederverwendungsquote in einem gegebenen Jahr;

A: Gewicht der in einem gegebenen Jahr recycelten oder zur Wiederverwendung
vorbereiteten Siedlungsabfalle;

R: Gewicht der in einem gegebenen Jahr zur Wiederverwendung vorbereiteten Produkte und
Bestandteile;

P: Gewicht der in einem gegebenen Jahr generierten Siedlungsabfalle.

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	1.1 Allgemeiner Kontext
	1.2 Gründe und Ziele des Vorschlags

	2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN DER INTERESSIERTEN KREISE UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	2.1 Studien
	2.2 Interne Konsultation
	2.3 Externe Konsultation
	2.4 Folgenabschätzung

	3. RECHTLICHE ASPEKTE
	3.1 Zusammenfassung der vorgeschlagenen Maßnahme
	3.2 Rechtsgrundlage und Grundlage für das Tätigwerden der EU
	3.3 Subsidiaritätsprinzip und Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
	3.4 Erläuternde Dokumente
	3.5 Delegierte Befugnisse und Durchführungsbefugnisse der Kommission

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT



